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14  
5/2017  

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
    
Tag und Zeit:         Donnerstag, 9. November 2017 
 
Tagungsort:         Rathaussaal    
 
Beginn:           19.30 Uhr    
 
  

A n w e s e n d e : 
 

ÖVP-Fraktion:  
 
     1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender  
     2. Vizebgm.      Klaudia Haberl  

  3.  GV.         Markus Kitzberger  
  4.  GR.         Dr. Oskar Vogel  

     5.  EG.        Dr. Renate Geist-Krojer  
     6.  GR.         Ing. Harald Mayrhofer 
    7.  EG.         Franz Huber  
     8.  GR.         Franz Bauer  
     9.  GR.         Markus Muhr 

10.  GR.         Peter Reiter 
11.  GR.         Dagmar Blaikner  
12. GR.         Jakob Moser 
13.  GR.        Gerald Egger  
 

 
 

FPÖ-Fraktion:  
 

14.  Vizebgm.     Karin Hemetsberger  
15.  GR.        Dipl.-Ing. Sepp Hoyer  
16.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
17.  GR.        Mag. Erich Kaniak 
18.  GR.         Siegfried Schmuck  
19.  GR.         Manfred Grubinger  
20.  GR.         Christa Leeb-Dorfer  

 
 

SPÖ-Fraktion:  
  
   21.  GV.         Ing. Kurt Berger   

22. EG.         Oskar Resch  
23.  GR.         Sandra Grausgruber  
24.  GR.         Harald Huber  
25.  EG.         Ursula Klein  
26. GR.         Gerald Mayrhofer  
27.  GR.         Rudolf Stockinger 
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GRÜNE-Fraktion:  
 

28.  GV.         Claudia Hauschildt-Buschberger  
29.  GR.         Mag. Ursula Kölblinger  
30.  GR.         Dr. Siegfried Gierlinger   
31.  GR.         Dr. Dunja Lamatsch  

  
 
 
Bürgerfragestunde / keine Anfragen 
 
2 Zuhörer 
 
  
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter 

Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 31.10.2017 öffentlich kundgemacht 
  wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 28.9.2017 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Manfred Binder bestimmt 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende Gemeinderats-
mitglieder bekannt gegeben:  
 

 
Für die ÖVP-Fraktion:     GV. Markus Kitzberger 

 
Für die SPÖ-Fraktion:    GV. Ing. Kurt Berger 

 
Für die FPÖ-Fraktion:    GV. Rudolf Hemetsberger  

 
Für die GRÜNE-Fraktion:  GV. Claudia Hauschildt-Buschberger  
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T a g e s o r d n u n g 
Berichte des Bürgermeisters 
 

a) Verschiebung der LA 2020 auf 2027. Die Bürgermeister der Standortgemeinden für die Pfahlbau-
LA 2020 haben mit einem gemeinsamen Brief an den Landeshauptmann ein entsprechendes 
Statement zur Verschiebung auf 2027 abgegeben und eine gemeinsame Presseaussendung 
gemacht. Darin wurde u.a. auf die unterschiedlich starken Auswirkungen der Verschiebung auf 2027 
auf die drei Standortgemeinden hingewiesen. Vor allem für uns in Seewalchen ist bedeutsam, dass 
das Spar-Gebäude im Jahr 2027 nicht mehr zur Verfügung steht, und daher ein „neues“ 
Veranstaltungsobjekt gesucht oder gebaut werden muss. Zur Abklärung und Erörterung offener 
Fragen und der weiteren Vorgangsweise wurden die drei Gemeinden von der Landeskulturdirektion 
wurden zu einer Besprechung am Mi. 8.11.2017, 11.30 bis 13 Uhr nach Linz eingeladen.  
Bei dieser ausführlichen Besprechung in der Landeskulturdirektion in Linz (TN: Landeskulturdirektor 
Kräter, LA-Koordinator Mag. Pichlbauer, Ing. Böttcher/Hochbauabteilung; Bgm. Reiter, Vbgm. 
Hemetsberger, KAO Egger, Bgm. Feurhuber, Vbgm. Wendtner, AL Niederbrucker, Vbgm. Anleitner, 
AL Ratschmann) wurde seitens der Vertreter der Landeskulturdirektion versichert, dass die 
Entscheidung fachliche und nicht politische Gründe habe. Aus Sicht des Landes sei es zweckmäßig, 
die Pfahlbau-LA auf 2027 zu verschieben, damit die Region die Chance erhalte, sich besser 
vorzubereiten (Stichwort: Ausstellungsflächen, Bauten, Infrastruktur), und damit die Wissenschaft 
die Chance erhalte, noch mehr und fundiertere Erkenntnisse aus der Pfahlbauforschung zu 
bekommen (!!!). Auf die Frage, warum die Verschiebung der LA 2020 nicht auf 2021 erfolgte, was 
für die Region durchaus akzeptabel gewesen wäre, wurde damit argumentiert, dass die LA 2021 in 
Steyr „schon einen sehr hohen Umsetzungsgrad aufweist“, und daher nicht mehr länger verschoben 
werden könne (!!!). In weiterer Folge wird es noch einen Gesprächstermin beim Landeshauptmann 
geben. 2018 soll eine gemeindeübergreifende „Auftaktsitzung 2027“ stattfinden, ein Fakten-Check 
mit neuerliche Begehung möglicher Ausstellungsstandorte anberaumt, und ein 
gemeindeübergreifendes Lenkungsteam eingerichtet werden.   
 

b) Neuwahl des Ju-Treff-Vorstandes. Bei der Jahreshauptversammlung des Vereins Jugendtreff am 
30.30. wurde Jürgen Pürstinger als neuer Obmann gewählt. Bei der anschließenden 
Vorstandssitzung wurde Rene Gebetsroither anstelle von Maximilian Ramsl Herr Rene 
Gebetsroither aus Lenzing zum Jugendbetreuer (neben Stefanie Enser) bestellt. Obmann Pürstinger 
ersucht die Gemeinderatsfraktionen, für die Weiterführung des Projektes 
„Gemeindeübergreifende Jugendräte“ MitarbeiterInnen namhaft zu machen.  

 
c) Vorsprache bei LR Steinkellner am 4. Oktober. Bgm. Reiter mit Bgm. Gründl und GV 

Hemetsberger. Besprechungsthemen: Neubau Radwegbrücke, Umbau der Agerbrückenkreuzung 
(Einbindung Aussichtsweg) und Ankauf Lenzenwegergrundstück, Verbindungssteg Schlosspark 
Kammer-Promenade Seewalchen lt. Masterplan. Bezüglich Radwegbrücke wurde vom 
Bürgermeister mittlerweile beantragt, dass das Land O.Ö./Brückenbauabteilung das 
Projektmanagement übernehmen und als Bauherr auftreten möge. Bezüglich Agerbrückenkreuzung 
wurde vereinbart, dass sich die Gemeinde das Grundstück mittels Option sicher soll und dann eine 
Machbarkeitsstudie durch einen Projektentwickler (Nutzung der Restflächen außerhalb der Straße) 
beauftragen soll. Herr Walter Moser wurde vom Bürgermeister bereits informiert, er wird sich das 
überlegen und ev. auch eine vom Landesrat angeregte Planung mit Einbindung des Aussichtswegs 
und Überbauung durch das Moser-Projekt mit seinem Architekten besprechen. 
 

d) Lt. Mitteilung von DI Köttl musste die Asfaltierung des Verbindungswegs Kemating-Ainwalchen 
unterbrochen werden, weil der Straßenkörper durch die Regenfälle so stark durchnässt wurde, 
dass der Asfalt beim Walzen sofort Rissbildungen zeigte. Aus heutiger Sicht kann lt. Köttl eine 
Fertigstellung im heurigen Jahr nur dann gewährleistet werden, wenn es noch entsprechend 
auftrocknet.  
 

e) Beschwerde Hoyer wegen offener Bauverfahren (Badehütten). Mit E-Mail vom 22.9. hat GRM 
DI Hoyer dem Land O.Ö. mitgeteilt, dass in der Gemeinde Seewalchen mehrere Bauansuchen aus 
dem Jahr 1965 bis heute nicht erledigt seien. Der Bürgermeister wurde daraufhin von der 
Baurechtsabteilung zu einer Stellungnahme aufgefordert. Aufgrund dieser Stellungnahme wurde mit 
Schreiben vom 2.11.17 von der IKD Baurechtsabteilung mitgeteilt, dass seitens der 
Aufsichtsbehörde kein weiterer Handlungsbedarf vorliegt. Das Schreiben ist dem Gemeinderat in 
seiner nächsten Sitzung zur Kenntnis zu bringen. 
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1. Regionalentwicklung 
     Masterplan Seewalchen – Schörfling  - Grundsatzbeschlussfassung 
 
Der Mitte Oktober im Raiffeisensaal Seewalchen präsentierte und mit positivem Echo vorgestellte 
Masterplan zur Gestaltung des Öffentlichen Raumes zwischen den beiden Ortszentren und mit 
zahlreichen Schwerpunktprojekten im Bereich des Schlossparks und der Promenade versehene 
„Masterplan“ sieht eine Reihe von Maßnahmen zur noch stärkeren Verbindung der beiden Hauptorte 
am Nordufer des Attersees vor. An den Planungszielen ändert auch die (überraschende und 
unverständliche) Verschiebung der Landesausstellung von 2020 auf 2027 nichts.  
 
Bereits zwei Tage nach Bekanntwerden dieser Landesentscheidung trafen sich die Bürgermeister 
Reiter und Gründl mit REGATTA-GF Leo Gander und Architekt Hauser, um allfällige Auswirkungen 
auf den Masterplan zu besprechen. Man ist sich einig, dass sich die beiden Gemeinden durch diese 
Landesentscheidung nicht davon abhalten lassen werden, mit Elan an dieser Gemeindekooperation 
weiterzuarbeiten.  
 
Zwar können einzelne Maßnahmen, die zur optimalen Vorbereitung auf die Landesausstellung auf 
der Projektliste ganz vorne standen, wie z.B. die Errichtung neuer Parkplätze, eine andere Priorität 
erhalten. Aber alle anderen Projektvorschläge, die unabhängig vom Zeitpunkt der Landesausstellung 
für die örtliche Bevölkerung, für Tages- und Urlaubsgäste sinnvoll und wichtig sind, sollen 
selbstverständlich weiterverfolgt werden.  

 
Bei der Masterplan Erstellung ging es um die Planung, Konkretisierung und Zusammenführung der 
vielen vorhandenen Projektideen zur Optimierung des öffentlichen Raumes, der Wege und Plätze 
zwischen den beiden Rathäusern und den beiden Kirchen, die das Ortsbild der beiden Hauptorte am 
Nordufer des Attersees prägen.  
 
Mit der Darstellung einer guten fußläufigen und in Teilabschnitten auch radfahrtauglichen Wegführung 
zwischen den beiden Ortskernen über den Schlosspark und die Promenade als sog. „Kultur und 
Genuss Flaniermeile“ werden Spazierwege, Freizeiteinrichtungen, Gastronomiebetriebe und 
Geschäfte in den Mittelpunkt gerückt, sowohl für Einheimische als auch Tages- und Urlaubsgäste. 
 
Zur weiteren Verdichtung, Konkretisierung und allenfalls Neu-Priorisierung der Maßnahmen soll sich 
zunächst das Lenkungsteam nochmals und allenfalls auch weiterhin treffen, bevor sich die örtlichen 
Gremien um die jeweils vor Ort durchzuführenden Maßnahmen zu strukturieren. Um auch 
entsprechende Finanzmittel zur Projektplanung und –Umsetzung sicherzustellen, sind in den 
Gemeindebudgets entsprechende Vorkehrungen zu treffen. 
 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
den Masterplan Seewalchen-Schörfling wie vorliegend grundsätzlich zu beschließen, die 
darin enthaltenen gemeinsamen und lokalen Projekte weiterzuverfolgen, und 
entsprechende budgetäre Vorkehrungen zu treffen. 

 
GR. Gierlinger finde die Ideen grundsätzlich alle sehr gut. Zu Bedenken sei, dass manche Projekte – 
zb. die Experimentierzone Park (in 10 Jahren könne sich da viel ändern) oder die Parkplatzsituation 
und andere Dinge, in 10 Jahren vielleicht gar nicht mehr gebraucht werde. Der Rahmen dieser Projekte 
liege für Seewalchen bei 440,000,00 Euro. Die Zustimmung für alle Projekte generell zu geben  sei für 
ihn zu pauschal. Er wünsche sich ein Konzept, in dem die aktuellen Themen – innerörtliches 
Verkehrskonzept – (Hauptstraße, Promenadengestaltung, Fahrradbrücke) aufgelistet und budgetiert 
werden. Für ihn sei es jetzt schwer eine Pauschalzustimmung zu machen. Es gebe viele Projekte die 
er sehr gut heiße (vor allem die Brücke finde er ein sehr tolles Projekt).  
 
Der Bürgermeister antwortet, dass dies eine durchaus vertretbare Ansicht sei. Man solle sich aber als 
Gemeinderat zu einer entsprechenden Absichtserklärung äußern wie es jetzt weitergehen solle. Die 
Grundsatzbeschlussfassung des Gemeinderates solle eine Rückendeckung für diverse Gremien sein 
um daran weiterzuarbeiten. Jetzt geht es um die Frage, wer arbeitet an diesen Projekten weiter. Er 
wisse jetzt kein Projekt das durch die Verschiebung der LA2020 hinfällig sei. Lediglich die Prioritäten 
haben sich geändert. Daher sei aus seiner Sicht eine Beschlussfassung des Planes gerechtfertigt. 
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GV. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass auch sie Bedenken habe heute einen Grundsatzbeschluss 
zu fassen für Projekte, welche erst in 10 Jahren den Finalstart haben. Sie findet die Zusammenarbeit 
mit Schörfling großartig und stehe voll dahinter. Es gibt in diesem Grundsatzbeschluss, welcher heute 
gefasst werden soll 1 – 2 Projekte, die es in 10 Jahren gar nicht mehr geben werde. Sie habe beim Amt 
nachgefragt, was für die nächsten Jahre für die Landesausstellung budgetiert sei. Dies seien € 
50.000,00 / Jahr. Ein Investitionsvolumen von über 1 Mio. welches heute im Grundsatzbeschluss 
festgelegt werden solle. Da sei noch eine sehr weite Differenz dazwischen.  
Die gesamte Landesausstellungsfinanzierungsangelegenheit habe sich verändert. Die Voraus-
setzungen nach welchen dieser Masterplan erstellt worden sei, seien finanztechnisch ganz andere 
gewesen als wir heute wissen. Sie glaube, der Masterplan sei unter ganz anderen Voraussetzungen 
erstellt worden. Die LA2020 – da seien andere finanzielle Gegebenheiten gewesen. Sie sei absolut 
dafür, gemeinsam mit Schörfling etwas auf die Beine zu stellen. Bevor man einen Grundsatzbeschluss 
fasse, müsse das jedoch nochmal zurück ins Gremium gehen. Gewisse Sachen müsse man 
herausstreichen und man habe auch zu überlegen, wie man aufgrund der Finanzlage der Gemeinden 
diese Projekte umsetzen werde. 
 
GR. Kaniak sagt, wenn er sich den Masterplan anschaue, dann sei das die erste gemeinde-
übergreifende Vereinbarung in den letzten 60 Jahren. Abgesehen von der Verschiebung der LA 2020, 
selbst wenn man alle Punkte herausnehme welche direkt mit der Landessausstellung in 
Zusammenhang stehen, gibt es 12 Punkte die schon längst erledigt hätten werden können. Es hat viele 
Debatten über die Hauptstraße und über die Promenade gegeben. In einem Lenkungsteam soll die 
Rangordnung der Projekte festgelegt werden. Dies müsse schnell gehen. Der vorliegende Masterplan 
ist eine einmalige Chance einen Fahrplan zu haben und darüber abzustimmen. Es gehe hier nicht nur 
um die Landesausstellung, sondern um Projekte für Seewalchen und Schörfling die auf den Weg 
gebracht werden müssen. 
 
GR. Egger merkt an, dass das jetzt das erste Mal seit vielen Jahren sei, wo so organisiert und 
konzentriert an einem gemeinsamen Projekt gearbeitet werde. Man müsse sich auch dem Image nach 
außen bewusst sein, wenn dieser Beschluss heute nicht einstimmig sei. Man schaue sich nur die 
gemeinsam angeführten Projekte an und treffe dafür die Vorkehrungen – mehr mache man nicht. 
 
GV. Berger fügt an, die geplante Landesausstellung 2020 sei ja nur die Initialzündung für das, was man 
schon früher hätte angehen sollen. Er sei in der Lenkungsgruppe gewesen und es habe dort viele 
positive Dinge gegeben. Man solle sich diese Chance – auch trotz der bösartigen Entscheidung der 
Landesregierung – nicht wegnehmen lassen. Die vorhandenen Chancen für Seewalchen und 
Schörfling, sollte man auf jeden Fall wahrnehmen. Es gehe nur darum zu sagen, man mache jetzt 
weiter. Man solle versuchen – unabhängig von der Landesausstellung – etwas zusammenzubringen. 
Wenn man sich den Klimt-Garten in Schörfling anschaue dann sei dies unabhängig von der 
verschobenen Landesaustellung super. Wenn man den Fußgänger- und Radsteg neben der 
Agerbrücke verwirkliche, dann wachsen die beiden Gemeinden zusammen. Darum hoffe er, dass es 
heute eine 100%ige Zustimmung für die Absichtserklärung, diesen Weg gemeinsam weiter zu gehen, 
gibt.  
  
GV. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass sie oft als Spielverderberin gelte. Spielverderberin sei aber 
das falsche Wort, weil es sich hierbei um eine wichtige Angelegenheit handle. Man solle bitte die 
GRÜNE-Fraktion nicht falsch verstehen – der Masterplan sei eine wirklich grandiose Sache, aber man 
treffe heute eine Grundsatzentscheidung und man habe es leider in der Vergangenheit erlebt, dass 
man dann sagte „Ihr Grünen habt damals den Grundsatzbeschluss ja mitgefasst und jetzt habt ihr eine 
andere Ansicht dazu“. Sie habe heute etwas gehört von Task Force, Entwicklung Fahrradordnung. Es 
gebe noch ein Projekt mit der Musikschule. Aber man habe keinen Euro-Millionen Sechser gemacht. 
Ich finde es genial was schon erarbeitet worden sei und bedanke mich auch dafür. Aufgrund der 
geänderten Rahmenbedingungen finde sie es klug, sich noch etwas Zeit zu geben. Es sei eine 
großartige Sache und sie stimme allem zu was gesagt worden sei. Aber es sind einige Projekte im 
Masterplan, bei denen die Finanzierbarkeit in der Schwebe seien und darum sei es nicht 
verantwortungsvoll, dem heute grundsätzlich zuzustimmen. 
 
Vizebürgermeisterin Hemetsberger möchte sich der Meinung von GV. Berger anschließen. Es sei 
sonnenklar, dass man solche Projekte nicht von heute auf morgen umsetzen könne. Aber wenn man 
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jetzt die Möglichkeit habe – auch wenn die Landesausstellung erst in 10 Jahren sei – dann solle man 
jetzt anfangen. Man wolle ja Seewalchen attraktiver machen, man rede von einer Begegnungszone. 
Schritt für Schritt. Man könne nicht alles auf einmal umsetzen was auf dem Papier stehe, aber in kleinen 
Schritten ist es möglich. Alles was Priorität habe für den Ort, solle langsam umgesetzt werden. Jetzt 
habe man die Chance dazu und wie GR.Kaniak sage, man rede schon seit 20 Jahren von einer 
attraktiven Gestaltung des Ortskerns, von der Promenade und vom Tor zum Salzkammergut. Diesen 
Begriff habe man schon so oft in den Mund genommen. Wenn nicht jetzt – wann dann? 
 
GR. Kölblinger fragt nach, warum man eigentlich dem Gesamten zustimmen müsse und es nicht 
möglich sei nur für einzelne Projekte abzustimmen? 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es wichtig ist wenn der Grundsatzbeschluss an diesen Themen 
dranzubleiben, vom ganzen Gemeinderat bzw. einem Großteil des Gemeinderates, gefasst wird. Er sei 
selbst Realist genug, wenn man sich die finanziellen Möglichkeiten im Hinterkopf behalte, dass dies 
nicht alles möglich sei. Zug um Zug und Schritt für Schritt soll das eine oder andere Projekt detailliert 
aufbereitet und realisiert werden. Die Mitglieder des Lenkungsteams brauchen die Rückendeckung von 
Seewalchen. Es brauche jetzt unbedingt eine klare gemeinsame Linie als klares Signal für die 
Partnergemeinde und die Bevölkerung, dass weitergearbeitet werde. 
 
Vizebürgermeisterin Haberl merkt an, dass im Antrag klar stehe, der Masterplan Seewalchen-Schörfling 
werde „grundsätzlich“ beschlossen um die darin enthaltenen lokalen gemeinsamen Projekte weiter zu 
verfolgen.  
 
Amtsleiter Binder merkt an, dass der Arbeitskreis Finanzen die jeweiligen Projekte hinsichtlich 
Finanzierbarkeit prüfen wird. Jedes Projekt würde dann separat zur Abstimmung in den Gemeinderat 
kommen.  
 
GR. Egger ergänzt, dass man speziell beim Teilprojekt der neuen Brücke weitermachen solle. Das war 
schon in der Einreichung zur Landesausstellung als eine Art Leuchtturmprojekt enthalten, und somit 
mit ein Grund, dass wir die Landesausstellung bekommen haben. Da müsse man unbedingt die Chance 
nutzen und weitermachen. Sonst wären allein die vielen Stunden, welche der Bürgermeister in Linz 
gesessen habe, und auch die vielen Planungen umsonst gewesen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 6  

   GRÜNE-Fraktion: 3  

      

Stimmenthaltungen 2 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 1 Manfred Grubinger 

   GRÜNE-Fraktion: 1 Hauschildt-Buschberger Claudia 

 
 
 
02. Straßenbau 2018 

Vergabe des Baumanagements 
 
Für die Planung und Bauleitung der Straßenbau- und –sanierungsvorhaben des Jahres 2018 wurden 
zwei Angebote bei den Ziviltechnik-Büros Köttl und DLP eingeholt. DI Köttl hat mitgeteilt, dass er 
dieselben Honorarsätze wie bei seinem Angebot für den Straßenbau 2017 hernehmen wird. 
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Der Obmann des Infrastrukturausschusses DI Sepp Hoyer stellt den Antrag, auf Grund der 
einstimmigen Empfehlung des Infrastrukturausschusses, die Baumanagementleistungen 
für den Straßenbau 2018 an die Firma Köttl ZT, entsprechend dem Angebot vom 30.01.2017 
zu vergeben. 

 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
3 a. Verkehrsangelegenheiten 

Aufhebung der Kurzparkzonenverordnung im Bereich der Hauptstraße 
 
Aufgrund der vom Planungsausschuss empfohlenen Änderung bei den geltenden Kurzparkzonen in 
der Hauptstraße in Richtung „Vereinheitlichung“, sind zunächst die bestehenden Verordnungen 
aufzuheben. 
 

Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
die zum jetzigen Zeitpunkt gültigen Kurzparkzonenverordnungen in der „Hauptstraße“  
aufzuheben. 

 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
3 b. Verkehrsangelegenheiten 

Erlassen neuer Verordnungen für Kurzparkzonen im Bereich der Hauptstraße 
 
Wie im Planungsausschuss vereinbart, sollen die Kurzparkzonen in der Hauptstraße eine einheitliche 
Parkdauer von 120 Minuten aufweisen. 
 
Hinweis: die Verordnungen werden am 3.11. zur Voraus-VO-Prüfung gemailt. Sollten bis zur GRS noch 
Rückmeldungen hinsichtlich ev. Abänderungen vorliegen, werden diese in den VO-Entwurf 
eingearbeitet. 

 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Planungsausschusses die vorliegenden 
Verordnungen zu erlassen. 

 
GR. Mayrhofer Gerald fügt an, dass sich die SPÖ-Fraktion bei diesem Punkt der Stimme enthalten 
werde, weil man die Sinnhaftigkeit nicht sehe, in einem Teilbereich – z.B. bei der Dorfer-Metzgerei – 
wo eine kurze Kundenfrequenz gefordert sei, dies auf 120 Minuten zu erhöhen. Man glaube, dass die 
Geschäfte durch die Erhöhung auf 120 Minuten einen Nachteil haben. In diesem Bereich solle man es 
bei 60 Minuten belassen. Der restliche Teil könne auf 120 Minuten erweitert werden - er sehe es 
natürlich ein, dass ein Sailer oder Häupl sowie die Arztpraxis 120 Minuten brauchen. 
 
GV. Hemetsberger sagt, dass es nicht sein könne, dass auf der Hauptstraße die Kurzparkzonen von 
60 – 120 Minuten unterschiedlich lang seien (60 Minuten beim Dorfmetzer, 90 Minuten bei der 
Ordination Dr. Reiter,…). Es sei daher sinnvoll alles auf 120 Minuten auszuweiten. Die FPÖ-Fraktion 
werde daher dem zustimmen, was im Planungsausschuss besprochen worden sei. 
 
GV. Kitzberger sagt, dass die 120 Minuten auch im gesamten Bereich der Gemeinde Schörfling – 
ausgenommen im Bereich Kaniak - seien. Dies sei eine Vereinheitlichung. 
 
GR. Mayrhofer Gerald glaubt, dass jeder Verkehrsteilnehmer lesen könne und wisse was 60, 90 und 
120 Minuten seien. Er glaube nicht, dass man den wenigen Geschäftsleuten, welche in der Hauptstraße 
geblieben seien, erklären könne, dass man jetzt einheitlich 120 Minuten habe, weil es vielleicht im 
Bereich Kammer sinnvoll sei. Daher sei die SPÖ-Fraktion dafür, bis zum Bereich „alte“ Raika eine 60 
Minuten Zone zu machen und ab dort 120 Minuten Zone. 
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GR. Huber führt aus, dass in Lenzing im Geschäftsbereich 30 Minuten seien, am Gemeindeplatz 90 
Minuten, beim Elektriker wieder nur eine 30 Minuten kurze Frequenz. Die Leute müssen die wenigen 
Parkplätze die vorhanden seien nutzen und wenn man einen Parkplatz für 120 Minuten freigebe, dann 
könne man am See spazieren gehen, und die Geschäftsleute können ihre Sachen nicht mehr 
verkaufen. Darum finde auch er, dass im Bereich der Geschäfte die Kurzparkzone eher verkürzt werden 
solle und beim Arzt, Hotel oder Restaurant sei es auf jeden Fall verständlich eine Erweiterung auf 120 
Minuten zu machen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass das Ansuchen der SPÖ-Fraktion durchaus vertretbar sei. Hier gehe 
es aber heute um das Ansuchen des Planungsausschusses über das jetzt abgestimmt werden müsse.  
 
GV. Hemetsberger erwidert, dass man einen IST-Zustand von 60 Minuten bei Dr. Vogel und Sailer 
habe. Wenn jemand zum Arzt gehe, sei es ja durchaus möglich, dass man 30 Minuten warten müsse, 
dann bekomme man vielleicht noch eine Infusion und dann müsse man schon Angst haben, dass man 
gestraft werde. Es sei auf jeden Fall richtig, etwas zu ändern.  
 
GR. Kölblinger fragt nach, wie die Kontrolle ausschaue, ob da gestraft werde. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass dies die Frage sei. Man habe im vorletzten Gemeinderat bereits 
darüber gesprochen, wie man die Executive – eventuell mit einem Wachdienst – unterstützen könne. 
Wir sind aber noch nicht so weit, um ein entsprechendes Konzept zur Beschlussfassung vorlegen zu 
können. Kontrollen werden 1 - 2 mal im Jahr gemacht. Angesichts der Personalsituation habe die 
Executive aber andere Prioritäten. Auch in diesem Gremium werde man noch intensiv diskutieren 
müsse, wie die Überwachung der ortspolizeilichen Verordnungen, usw.  durchgeführt werden solle. 
Wenn man das ganz genau machen wolle – und dazu sei man aufgerufen – müsse man sich aufraffen 
hier eine entsprechende Möglichkeit und die Konsequenzen der Bestrafung zu diskutieren. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt folgendes 
Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 23 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 6  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 

Stimmenthaltungen 8 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 1 Mag. Erich Kaniak 

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
 
3 c. Verkehrsangelegenheiten 

Schaffung einer Kurzparkzone im Bereich des Schulweges - Friedhofparkplatz 
 
Im Zusammenhang mit dem demnächst beginnenden VS-Neubau und der eingeschränkten 
Zufahrtsmöglichkeit zum Schulzentrum wegen der Baumaßnahmen, sind diverse Maßnahmen zur 
Verkehrssicherheit notwendig (Verlegung der Kiss & Go Elternhaltestelle zum Eislaufplatz, Schaffung 
einer neuen Bushaltestelle zwischen Eislaufplatz und Rathausplatz, Gehwegmarkierung vom Schulweg 
zur neuen Bushaltestelle, etc.). Beim sog. Friedhofsparkplatz, der dzt. u.a. auch von den Lehrkräften 
als Dauerparkplatz genutzt wird, der aber seitens des Grundeigentümers (Pfarre Seewalchen) 
vorrangig für Kirchen- und Friedhofsbesucher vorgesehen ist, soll eine Kurzparkzone gem. 
beiliegendem Lageplan geschaffen werden. Der in der Planungsausschusssitzung am 10.10. 
beschlossene Schutz- und Gehweg entlang der Liegenschaften Krempler und Zelzer soll aufgrund der 
neuen Gehwegführung nicht umgesetzt werden. 
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Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, die vorliegende Verordnung zu erlassen. 
 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
3 d. Verkehrsangelegenheiten 

Erlassen eines Halte- und Parkverbotes auf der Dr. Rudolf Schuh – Straße beim Schulzentrum 
 
Im Zusammenhang mit dem demnächst beginnenden VS-Neubau müssen u.a. auch im Bereich des 
Kindergartens diverse Maßnahmen gesetzt werden. Derzeit halten (und parken) Eltern, die ihre Kinder 
mit dem Auto in den Kindergarten bringen, oft in der Schuhstraße entlang des Gehsteigs. Da der 
Kindergartenbus mit Beginn der Baumaßnahmen die Busschleife nicht mehr nutzen kann, fährt dieser 
bis zur Platane beim Schulweg, lässt dort die KG-Kinder aussteigen, fährt weiter Richtung Waldweg, 
wendet dort, und fährt wieder zurück. Damit für den Bus ausreichend Platz auf der Fahrbahn vorliegt, 
dürfen die Autos dort nicht mehr auf der Fahrbahn parken. Da dort der Gehsteig sehr breit ist, kann 
aufgrund einer Rechtsauskunft der BH Vöcklabruck am Gehsteig zeitweilig gehalten und geparkt 
werden.  
 
Der Gehsteig soll durch einen Asfaltkeil befahrbar gemacht werden und die Haltemöglichkeiten mit 
Bodenmarkierungen dargestellt werden. Und zwar so, dass ausreichend Platz für den Bus auf der einen 
Seite ist, und auch noch eine Person am Gehsteig vorbeigehen kann. Dazu ist eine Verordnung zu 
beschließen: „Halten und Parken verboten von 07:00 bis 08:30 und 11:30 bis 13:00 Uhr“. 
 

     Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den 1. Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses die vorliegende 
Verordnung zu erlassen. 
 

Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 

Obmann Ing. Harald Mayrhofer den 2. Antrag, 
    zum Überfahren der Randsteine in der Dr. Rudolf Schuh-Straße einen Asfaltkeil zu     
    errichten. 

 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
04.   Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung Nr. 97 
        Beschlussfassung betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes  
        Nr. 3341, KG. Seewalchen von derzeit Grünland „Land- u. Forstwirtschaft, Ödland“  
        in Bauland „Erweiterung bzw. Neuausformung Sternchenbau 13“ (Bereich Steindorf) 
 
Beim erfolgten Stellungnahmeverfahren wird seitens der Abt. Raumordnung der  Oö. Landesregierung 
mit Schreiben vom 11.09.2017 mitgeteilt, dass die geplante Änderung grundsätzlich zur Kenntnis 
genommen wird. 
Auf die Forderung des Forstdienstes, wonach die Erweiterungsfläche mit einer Schutzzone im Bauland 
zu überlagern ist, wird besonders hingewiesen und eine entsprechende Ergänzung der 
Änderungspläne vorausgesetzt. Der Forderung (Schreiben vom 31.7.2017) wurde entsprochen und 
nach Rücksprache mit den Betroffenen (Antragsteller) die Änderungspläne entsprechend ergänzt. 
Die Naturschutzabteilung des Landes teilt mit Schreiben vom 26.7.2017 mit, dass die Neuausformung 
aus Sicht des Landschaftsschutzes eine Verbesserung gegenüber dem Status quo darstellt.  
Der Gewässerbezirk Gmunden teilt mit Schreiben vom 25.8.2017 mit, dass seitens der Abt. Grund- und 
Trinkwasserwirtschaft und Oberflächengewässerwirtschaft keine Einwände gegen die geplante 
Änderung bestehen. 
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Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt.  
 

Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses die Änderung Nr. 97 
des Flächenwidmungsplanes Nr. 4/2004 entsprechend den Planunterlagen des 
Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 30.03.2017 (ergänzt am 
19.10.2017), zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
05.   Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung  
        Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Umwidmung des Grundstückes  
        Nr. 2017/8, KG. Seewalchen von Grünland „Land- u. Forstwirtschaft, Ödland“  
        auf Bauland „Wohngebiet“ (Seeuferbereich in der Nähe des Kinderbades) 
         
Mit Schreiben vom 17.05.2017 wurde von Herrn DI Veit Urban um Änderung von Grundstücken gemäß 
§ 9 OÖ. BauO 1994 idgF. angesucht. Dabei wurde ein Irrtum bzw. „Planungsfehler“ im rechtskräftigen 
Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004 festgestellt. 
Auf Grund der Geringfügigkeit (ca. 50 m²) sowie einer zukünftigen Übereinstimmung mit dem 
rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 35 „Seewalchen Seeufer“ soll eine Richtigstellung bzw. 
Flächenwidmungsplanänderung von Gz1 auf Bauland „Wohngebiet“ durchgeführt werden. 
Eine Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes ist nicht erforderlich.  
Aus ortsplanerischer Sicht wird dem Gemeinderat empfohlen auf Grund der Dringlichkeit die Änderung 
(Planungsfehler) als Einzelverfahren durchzuführen.  
 

Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses sowie der 
Stellungnahme des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 12.07.2017 bzw. 
14.07.2017 das Verfahren auf Änderung des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes, 
einzuleiten und den Planentwurf der Änderung Nr. 4.100 des rechtskräftigen 
Flächenwidmungsplanes Nr. 04/2004 des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 
14.07.2017, zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
06. Bebauungsplan Nr. 35 „Seeufer“; Änderung  
      Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Änderung im Bereich der Grundstücke  
      Nr. 2017/6, KG. Seewalchen        
 
Frau Monika Mayr, wh. 4863 Promenade 10a hat mit Eingabe vom 21.09.2017 um Änderung des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 35 „Seeufer“ betreffend das Grundstück Nr. 2017/6, KG. 
Seewalchen angesucht. 
Der Wunsch wird mit einer Erhöhung der zulässigen Geschossanzahl von derzeit 1 Vollgeschoss auf 
2 Vollgeschosse zur „besseren Nutzung der freien Flächen“ begründet. 
Im Sinne des Gleichbehandlungsgrundsatzes auch auf die umliegenden Bauplätze, welche ebenfalls 
eine zulässige Vollgeschossanzahl von unter 2 haben bzw. dass eine Anhebung folglich zu einer 
deutlichen Verdichtung in diesem Bereich führen könnte wird aus Sicht der Ortsplanung der Antrag auf 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 35 „Seeufer“ nicht positiv bewertet. 
    

Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses sowie der 
Stellungnahme des Ortsplaners DI. Erich Deinhammer, Eferding vom 03.10.2017 das 
Verfahren auf Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 35 „Seeufer“ nicht 
einzuleiten.  
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Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
07. Bebauungsplan „Industriebauzone“; Neuerstellung 
      Beschlussfassung des Planentwurfes 
 
Seitens des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer wurde ein Planentwurf zur Neuerstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 62 „Industriebauzone“ mit Datum vom 19.10.2017 erstellt. 
 

Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses den Planentwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 62 „Industriebauzone“ des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, 
Eferding vom 19.10.2017, zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
08. Baurecht 

Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 12.9.2017 
 
Zu Beginn der Beratungen erklären sich der Bürgermeister Mag. Johann Reiter, GR DI Sepp Hoyer 
und EG Franz Huber zu diesem Tagesordnungspunkt befangen. 
 
Den Sitzungsvorsitz übernimmt Frau Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl. 
 
Mit Antrag vom 28.9.2016 beantragte Florian Steinbichler die Baubewilligung für das Vorhaben 
"Errichtung von 4 Wohnhäusern mit jeweils 4 Wohnungen" auf den Grundstücken Nr. 2164/2, 2164/3, 
2164/4, 2164/5, alle KG Seewalchen beim Bürgermeister der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 
als Baubehörde 1. Instanz.  
 
Mit Bescheid des Bürgermeisters der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee vom 12.9.2017, 
Aktenzeichen 131-9-65/2016 wurde die Baubewilligung erteilt.  
 
Gaisbichler Yvette und Stefan, Ing. Moser Franz Christian, alle vertreten durch RA Dr. Margit Stüger, 
erhoben mit Eingabe vom 2.10.2017 binnen offener Frist Berufung an den Gemeinderat der 
Marktgemeinde Seewalchen am Attersee mit dem Antrag, der Berufung Folge zu geben und den 
angefochtenen Bescheid ersatzlos zu beheben bzw. den Antrag auf Erteilung einer Baubewilligung 
abzuweisen. 
 

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl stellt den 1. Antrag, auf das Vorlesen folgender 
Unterlagen zu verzichten: 

 
1. Bescheid des Bürgermeisters vom 12.9.2017, Az. 131-9-65/2017 
2. Berufung vom 2.10.2017  

 
Die Vizebürgermeisterin lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Anschließend ersucht sie den Schriftführer um das Vorlesen des vorliegenden Bescheides. 
 

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl stellt den 2. Antrag, 
die Berufung vom 2.10.2017 gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 12.9.2017, Az. 
131-9-65/2017 abzuweisen 

 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 9.11.2017                                                                                    Seite 13 von 17 
 
 

GR. Gierlinger sagt, dass er es grundsätzlich gut finde, wenn eine Siedlung verdichtet gebaut werde 
wie es hier der Fall sei. Er habe jedoch mit zwei Sachen ein Problem. Eine Partei argumentiere mit 
einer Richtlinie und die zweite Partei argumentiere mit derselben Richtlinie dagegen. Wie solle man 
das als nicht sachverständiger Gemeinderat entscheiden, wer von den beiden Recht habe. Er habe 
sich die Richtlinien und den Plan durchgeschaut und er traue sich als Gemeinderat nicht zu entscheiden 
ob dieser Punkt entspreche oder nicht. Es sei ein verkehrstechnisches Gutachten angefordert worden 
und für ihn sei es nicht nachvollziehbar warum man in diesem Gutachten nicht einfach sage man mache 
das. Man fordere als Gemeinde bei unzähligen Projekten Verkehrsgutachten, Versickerungsgutachten, 
Oberflächenbewässerungsgutachten, etc.an und in diesem Fall sage man, bei privaten Personen sei 
das nichts. Im Sinne des Konsenses in diesem Fall – wenn man schon wisse es sei ein problematischer 
Bau – wäre es dem Amt würdig zu sagen, man mache ein Verkehrsgutachten. Dann habe man da 
einen Gutachter und dieser würde alle Gutachten bestätigen welche bezweifelt werden. Ein Gutachter 
habe einen rechtlichen Status und sei dafür auch haftbar. Darauf könne man sich dann auch als 
Gemeinderat beziehen. Bei diesen zwei problematischen Fällen traue er es sich als Gemeinderat nicht 
zu hier eine Entscheidung zu treffen. Dafür brauche es einen Sachverständigen. 
 
Vizebürgermeisterin Haberl antwortet, dass man in der ÖVP-Fraktionssitzung genau die gleiche 
Debatte gehabt habe. Sie sei auch kein „Bauexperte“ und kenne sich auch nicht so aus, aber sie glaube 
dazu habe man die Leute im Amt – in der Bauabteilung – welche genau diese Bescheide und Sachen 
wissen. Als Bürgermeister und auch als Gemeindevertreter müsse man sich auf die Fachleute in der 
Gemeinde verlassen können. Darum komme es auch zu solchen Bescheiden, welche noch geprüft 
werden sollten. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger habe versucht sich in den letzten Tagen mit diesem Bescheid zu 
beschäftigen und habe auch am Amt noch nachgefragt wie der Bescheid entstanden sei. Ihr seien auch 
einige Sachen aufgefallen – und jetzt spreche sie nicht über den Bescheid an sich, sondern um den 
Zugang was Bauprojekte betreffe. Sie glaube, dass man als Baubehörde 1. Instanz sehr wohl in der 
Lage sei Gutachten zu gewissen Materien einzufordern. Man habe in jüngster Vergangenheit mehrfach 
gesehen wo man das nicht gemacht habe (zB. beim Aussichtweg bei den Häusern) dort gebe es jetzt 
bei der Ausfahrt ein massives Problem, welches der Gemeinde viel Geld kosten werde. Man werde das 
jetzt auf Gemeindekosten sanieren. Man sollte so mutig sein, auch in den Verhandlungen die man mit 
der Baubehörde mache einfach diese Gutachten einzufordern. Egal ob zivilrechtlich oder für die 
öffentliche Straße. Man solle das einfach machen. Wenn ein Projekt realisiert sei und dann komme die 
Havarie dann habe man wieder Folgen die sehr viel Geld kosten die man im Vorfeld abstellen könne. 
Sie habe sich die OED-Richtlinien angeschaut – verschiedene Sachen seien dadurch klargeworden – 
man müsse sich die Kommentare dazu auch noch anschauen es sei ziemlich kompliziert. Sie sei aber 
sehr froh, dass diese Entscheidungen zukünftig nicht mehr im Gemeinderat getroffen werden müssen 
und man im Amt keine zusätzlichen Experten mehr brauche, weil das zukünftig vom Land geregelt 
werde. Zu diesem Bescheid müsse sie jedoch sagen, dass sie diesem nicht zustimmen könne und sich 
daher der Stimme enthalten werde, da neben der verkehrstechnischen Sache auch noch 2 andere 
Sachen in dem Bescheid seien die für sie nicht klar genug hervorgehen. Einige Verfahrensmängel aus 
der Berufung seien begründet und da hätte man noch nacharbeiten müssen. Dies sei ihr persönlicher 
Zugang. 
 
GR. Reiter Peter führt an, dass er sich mit dem Thema relativ intensiv auseinandergesetzt habe und 
auch er müsse sagen, dass er sich nicht in der Lage sehe dies komplett zu befürworten. Er sei ähnlicher 
Meinung wie GR. Gierlinger und werde sich daher der Stimme enthalten. Auch er findet, dass solche 
Sachen vorher schon im Bebauungsplan geregelt werden sollten, damit auch die Anrainer wissen was 
da passieren könne.  
 
GR. Kaniak merkt an, dass er sehr gute Argumente gehört habe. Bei diesem Anforderungsprofil seien 
ihm 3 Sachen besonders aufgefallen. Der Gesetzgeber habe die 2. Instanz deswegen berufen, weil die 
fachlichen Bereiche der 1. Instanz schon klar gewesen seien. Wenn man diese Maßstäbe an denen 
anlehne, dann hätte man keine einzige Schule gebaut und man hätte auch kein Rathaus gebaut. Die 
Folgen müsse die Allgemeinheit bezahlen. Man habe bei der Schule ein Parkverbot festgelegt – es 
werde dort nie ein Parkplatz werden wo die Zufahrten optimal geregelt seien. Es sei nicht nur hier so, 
es sei auch in Schörfling und überall so. Gemeinden welche weitschauend große Projekte aus dem 
Zepter herausgebracht haben, denen sei das gelungen. Man brauche sich nur Lenzing anschauen – 
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wunderbar verdichtete Bauweise und billige Wohnungen. Die Preise der Gutachten seien sehr 
gestiegen. Habe schon einmal jemand gebaut und 5 Gutachten eingeholt? Die Katze beiße sich da in 
den Schwanz. Entweder man wolle das oder das, aber man könne nicht beides gleichzeitig haben. Dies 
sei das Problem. Und der Gesetzgeber habe die 2. Instanz deswegen geschaffen, weil es um die 
Interessen der Allgemeinheit gehe. 
 
Die Vizebürgermeisterin lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Ergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 22 Stimmen ÖVP-Fraktion: 9 
Haberl, Kitzberger, Dr. Vogel, Ing. 
Mayrhofer, Bauer, Muhr, Blaikner, 
Moser, Egger 

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 6  

   GRÜNE-Fraktion:   

Stimmenthaltungen 6 Stimmen ÖVP-Fraktion: 2 Dr. Geist-Krojer, Reiter Peter 

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 
 
 
09. Baurecht 
      Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 25.04.2017 

 
Zu Beginn der Beratungen erklärt sich der Bürgermeister Mag. Johann Reiter befangen und übergibt 
den Sitzungsvorsitz an Frau Vizebürgermeister Klaudia Haberl. 
 
Die ATTERSEE Hotelbetrieb GmbH, Seewalchen am Attersee, Atterseestr. 69 hat mit Schreiben vom 
30.09.2016 um die Erteilung einer Baubewilligung für das Vorhaben „Umbau Hotel Attersee“ auf den 
Grundstücken Nr. 1965/4 und Baufläche . 68/4, beide KG. Seewalchen, angesucht.   
Mit Bescheid des Bürgermeisters vom 25.04.2017, Zl. 131-9-56/2016-KF wurde für das beantragte 
Bauvorhaben die Bewilligung erteilt. 
 
Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung eingebracht. 
 

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl stellt den 1. Antrag, auf das Vorlesen folgender 
Unterlagen zu verzichten: 

 
1. Bekämpfter Bescheid vom 25.04.2017 
2. Gegenständliche Berufung vom 03.08.2017 

 
Die Vizebürgermeisterin lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Anschließend ersucht sie den Schriftführer um das Vorlesen des vorliegenden Bescheides. 
 

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl stellt den 2. Antrag, 
die Berufung der Frau Claudia Margarete Aspernig, 4863 Seewalchen a.A., Dr.-Rudolf-
Schuhstr. 1 vertreten durch Roland Bauer, 4040 Linz, Mengerstraße 19 (Vollmacht) vom 
03.08.2017, gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 25.04.2017, Zl. 131-9-56/2016-KF 
(Baubewilligung für den Umbau des Hotel Attersee) auf den Grundstücken  Nr. 1965/4 und 
Baufläche . 68/4, beide KG. Seewalchen, abzuweisen und beiliegenden Berufungsbescheid 
zu erlassen. 

 
Die Vizebürgermeisterin lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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10. Straßenrecht 
      Berufung gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 26.06.2017 

 
Zu Beginn der Beratungen erklärt sich der Bürgermeister Mag. Johann Reiter befangen und übergibt 
den Sitzungsvorsitz Frau Vizebürgermeister Klaudia Haberl. 
 
Von der Straßenverwaltung wurde festgestellt, dass entlang der Michaelbeuernstraße eine 
Einfriedung in Form eines Maschendrahtzaunes innerhalb eines Bereichs von acht Metern neben 
dem Straßenrand ohne Zustimmung der Straßenverwaltung errichtet bzw. renoviert wurde. 
Die Straßenverwaltung stellte am 23.06.2017 den Antrag auf Entfernung der Einfriedung, da für eine 
Einfriedung zu keiner Zeit eine rechtswirksame Genehmigung bzw. Zustimmung vorlag bzw. vorliegt. 
Mit Bescheid vom 26.06.2017, Zahl: 612-1/2017-Sch beauftragte der Bürgermeister als Straßenbe-
hörde I. Instanz die entlang ihres Grundstückes auf der Michaelbeuernstraße errichtete Einfriedung in 
Form eines Maschendrahtzaunes innerhalb von 2 Wochen ab Zustellung des og. Bescheides zu 
entfernen.  
 
Gegen diesen Bescheid wurde fristgerecht das Rechtsmittel der Berufung eingebracht. 

 
Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl stellt den 1. Antrag, auf das Vorlesen folgender 
Unterlagen zu verzichten: 

 
1. Bekämpfter Bescheid vom 26.06.2017 
2. Gegenständliche Berufung vom 04.07.2017 

 
Die Vizebürgermeisterin lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
Anschließend ersucht sie den Schriftführer um das Vorlesen des vorliegenden Bescheides. 
 

Vizebürgermeisterin Klaudia Haberl stellt den 2. Antrag, 
der Berufung der Frau Gertrude Tymcio, 4863 Seewalchen a.A., Kapellenweg 4 vom 
04.07.2017, gegen den Bescheid des Bürgermeisters vom 26.06.2017, Zl. 612-1/2017-Sch 
(Entfernung einer Einfriedung) stattzugeben und beiliegenden Berufungsbescheid zu 
erlassen. 

 
 
Die Vizebürgermeisterin lässt über den gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Ergebnis fest: 
 
 

Für den Antrag: 29 Stimmen ÖVP-Fraktion: 12 ÖVP Fraktion ohne Bürgermeister 

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

Stimmenthaltungen 1 Stimmen ÖVP-Fraktion: 1 Dr. Geist-Krojer 

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
Allfälliges 
 
GR. Kaniak fragt nach wie es mit den Parkanlagen und dem Rattenproblem im Amthof weitergeht? 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es am vergangenen Donnerstag eine Vorladung von Frau Tymcio 
in dieser Angelegenheit  gegeben hat. Sie ist dabei mit einer Vertrauensperson und ihrer Rechtsver-
treterin da gewesen. In weiterer Folge wurde eine Begehung und Augenschein im Beisein der 
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Amtsärztin, Herrn Dambauer als Sicherheitsbeauftragter der Bezirkshauptmannschaft, dem 
Bürgermeister, Frau Tymcio und ihrer Rechtsvertreterin sowie einem Vertreter einer Rattenvertilgungs-
firma durchgeführt. Nach dem Gutachten der Amtsärztin werde ein entsprechender Bescheid erlassen. 
Die Bekämpfung der Ratten muss jedenfalls umgehend in Angriff genommen werden. Es war eigentlich 
für alle  schockierend, in welchem Zustand sich der Amthof befindet.  
 
EG. Geist-Krojer fragt nach, zu welchem Zeitpunkt die Anrainer informiert werden, wann die 
Rattenbekämpfung beginnt. Man müsse ja die eigenen Haustiere und auch sich selbst schützen. Die 
Nachbarn machen sich das ja schon jahrelang mit und es wurde einem nie geholfen. Sie hoffe, dass 
dies jetzt bald zu einem Ende komme. Ratten bekommen 4x im Jahr 8-10 Junge. Sie werden von Frau 
Tymcio schon jahrelang gefüttert. Dass diese sich im Ort verbreiten sei klar.  
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es grundsätzlich so sei, dass die Zuständigkeit der Gemeinde nur 
für den öffentlichen Raum bestehe. So wie es aber jetzt sei, und die Plage in die Öffentlichkeit 
ausstrahle sei die Gemeinde zuständig. 
 
Frau Geist-Krojer ersucht, dass die Nachbarn vor Beginn der Vertilgungsmaßnahmen informiert 
werden. 
 
GV. Hemetsberger fordert ebenfalls, dass die Behörde nun sofort reagiere. Der gegenwärtige 
Zustand sei für die Nachbarn nicht tragbar.  
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung  
 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 28.9.2017 wurden keine Einwendungen erhoben.  
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:30 Uhr.  
  
 
 
 

Der Schriftführer:                    Der Vorsitzende:  
 
 
  
 
........................................................             ........................................................  
         (AL Manfred Binder )                   (Bgm. Mag.Reiter Johann)  
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 14.12.2017 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.  
  

 
Der Vorsitzende: 

 
 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
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Für die SPÖ-Fraktion:                 Für die ÖVP-Fraktion:  

 
  
  
........................................................              ........................................................  

(GV. Ing. Kurt Berger)                    (GV. Markus Kitzberger)  
 
  

Für die FPÖ-Fraktion:                  Für die GRÜNE-Fraktion:  
 
 
  
........................................................              .......................................................  

(GV. Rudolf Hemetsberger)               (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger)  


